
gehört aber, daß die einzelnen Gruppen der Jugend­
lichen ständig von Erziehern betreut werden. Das ist 
und darf auch kein Aufsichtsdienst wie früher sein. 
Der Erzieher muß vielmehr der zwar nicht gewählte, 
aber doch anerkannte Führer der Gruppe sein.

Leider ist es der Hauptverwaltung der Deutschen 
Volkspolizei bisher nicht gelungen, genügend Erzieher 
für die Jugendhäuser zu gewinnen. Die vorhandenen 
Erzieher, die auch erst in diese Arbeit hineinwachsen 
müssen, haben also gerade in dieser besonders schweren 
Zeit der Schaffung des Kollektivs größere Gruppen als 
ursprünglich vorgesehen zu betreuen. Ob gewollt oder 
nicht, werden sich nun einzelne Jugendliche zu Führern 
in den Gruppen entwickeln. Diese Entwicklung wird 
der Erzieher aufmerksam beobachten müssen, denn es 
besteht die Gefahr, daß hier auch einmal moralisch 
noch nicht gefestigte Jugendliche versuchen, die Füh­
rung an sich zu reißen.

Zur Zeit ist die Ausbildung von Erziehern noch eines 
der ernstesten Probleme des Jugendstrafvollzugs.

3. Nicht in allen Jugendhäusern wurde bisher regel­
mäßig Berufsschulunterricht abgehalten. Es fehlte 
hauptsächlich an Schulräumen, aber auch an geeig­
neten Lehrkräften. Jeder Jugendliche, der einen Beruf 
erlernen will, muß aber die 8. Klasse der Grundschule 
absolviert haben. Das bedeutet, daß in den größeren 
Jugendhäusern außer der Berufsschule auch eine Grund­
schule eingerichtet werden mußte. Jetzt stehen in allen 
Jugendhäusern gut eingerichtete, zweckentsprechende 
Räume für den Schulunterricht zur Verfügung. Jeder 
jugendliche Strafgefangene wird in die Schulklasse ein­
gereiht, die seinem Bildungsniveau entspricht. Eine 
Ausnahme bilden die zu einer kurzen Freiheitsstrafe 
Verurteilten; sie besuchen eine allgemeine Fortbildungs­
klasse. Jugendliche Strafgefangene, die einen Beruf 
erlernen, besuchen die nach den gesetzlichen Vor­
schriften ihrem Beruf entsprechende Berufsschulklasse.

Den straffällig gewordenen Jugendlichen ist durch 
diesen Schulunterricht eine große Möglichkeit zur 
Weiterbildung und Weiterentwicklung gegeben. Aber 
nicht alle Jugendlichen haben diese Einrichtung be­
grüßt, einige betrachten den regelmäßigen Schulunter­
richt sogar als eine Strafschärfung. Es ist anzu­
nehmen, daß einige der anfänglichen Fluchtversuche 
deshalb unternommen wurden, weil sich diese Jugend­
lichen dem Schulzwang entziehen wollten.

Die Berufs- und Grundschulen der Jugendhäuser 
unterstehen den zentralen Stellen, sind aber doch in 
gewisser Hinsicht den örtlichen Schulen angegliedert. 
Aus den Schulzeugnissen wird also z. B. nicht zu er­
sehen sein, daß es sich um Schulen in Jugendhäusern 
handelte, so daß der Jugendliche später seine Zeugnisse 
vorlegen kann, ohne dadurch irgendwelche Nachteile 
zu erleiden.

4. Bis zum Oktober 1953 konnte den Jugendlichen 
nur in wenigen Jugendhäusem eine Berufsausbildung 
vermittelt werden, so im Bezirk Potsdam, wo land­
wirtschaftliche Berufe erlernt werden konnten.

Nach der Zentralisierung des Jugendstrafvollzugs war 
die Forderung des JGG, daß jedes Jugendhaus zugleich 
als Ausbildungsstätte für bestimmte Berufsgruppen 
dienen solle, nicht mehr durchführbar. Da es jetzt nur 
noch zwei Jugendhäuser für männliche Jugendliche 
gibt, von denen eins die nach § 24 JGG verurteilten 
Jugendlichen aufnimmt, waren in beiden Häusern die 
gleichen Ausbildungsmöglichkeiten zu schaffen. Im 
Interesse einer guten Ausbildung mußte man sich auf 
wenige Berufe beschränken, die aber möglichst um­
fassend sein und als Grundlage für eine spätere Spe­
zialausbildung dienen sollten. Die Kommission ent­
schied sich hier für den Beruf des Möbeltischlers und 
den des Betriebsschlossers. Weiterhin war dafür zu sor­
gen, daß die Lehrwerkstätten an in der Nähe befindliche 
volkseigene Betriebe angeschlossen werden können.

Selbstverständlich mußte aber auch für diejenigen ge­
sorgt werden, die mangels Abschlusses der Grundschule 
oder wegen kurzer Strafe keinen Beruf im Jugendhaus 
erlernen können. Diese Jugendlichen sollen neben der 
Schule in der Produktion beschäftigt werden. Ihre 
Arbeit muß so gelenkt werden, daß sie nach ihrer Ent­
lassung als angelernte Arbeiter in einem metall- oder 
holzbearbeitenden Beruf beschäftigt werden können, 
wenn sie nicht noch einen anderen Beruf erlernen

wollen. Jugendliche aus der Landwirtschaft werden, 
sofern sie nicht zu besonders hohen Strafen verurteilt 
wurden, in Verbindung mit dem zuständigen Jugend­
haus weiterhin in der Landwirtschaft beschäftigt. Die 
weiblichen Jugendlichen sind vorläufig sämtlich in der 
Weißnäherei tätig. Infolge der verhältnismäßig kleinen 
Zahl weiblicher jugendlicher Strafgefangener mit län­
gerer Strafdauer war es bisher nicht möglich, hier 
einen Lehrbetrieb zu eröffnen.

Es ist selbstverständlich, daß eine solche Schul- oder 
Lehrausbildung nicht kurzerhand abgebrochen werden 
kann. Nicht immer besteht für die Jugendlichen nach 
ihrer Entlassung aus dem Jugendhaus die Möglichkeit, 
am Heimatort die begonnene Lehre fortzusetzen. Und 
Jugendliche, die im Jugendhaus die Schule besuchten, 
werden sich in den seltensten Fällen später bemühen, 
das Ziel der Grundschule zu erreichen. Der bisherige 
Erfolg der Erziehung kann also durch eine vorzeitige 
Entlassung des jugendlichen Strafgefangenen gemäß 
§ 19 JGG in Frage gestellt werden. Ehe ein Gericht 
eine solche Maßnahme beschließt, sollte es daher sehr 
aufmerksam den Bericht des Leiters des Jugendhauses 
über den betreffenden Jugendlichen prüfen, um Fehler 
zu vermeiden.

5. Die kulturelle Betreuung der Jugendlichen ist bis­
her nur sehr sporadisch gewesen. Kulturarbeit wurde 
nur zu besonderen Anlässen geleistet; jedoch finden in 
allen Jugendhäusern regelmäßig Vorführungen sorgfäl­
tig ausgesuchter Filme statt. Um bei dem jugendlichen 
Strafgefangenen das Interesse für kulturelle Dinge zu 
wecken, darf man ihm nicht nur Fertiges vorsetzen, 
sondern muß ihn selbst mitarbeiten lassen. Diesem 
Gedanken wurde auch schon durch Bildung von Musik-, 
Gesangs- und Laienspielgruppen Rechnung getragen.

Besser als die Kulturarbeit wurde der Sport ent­
wickelt. In allen Jugendhäusern stehen zumindest Volley­
ballplätze und Tischtennisplatten mit den dazu notwen­
digen Sportgeräten zur Verfügung. Für die Erzieher 
gibt es kaum eine bessere Möglichkeit, mit den jugend­
lichen Strafgefangenen in Kontakt zu kommen, als bei 
gemeinsamer Sportausübung.

*
Trotz der geschilderten, noch bestehenden Mängel der 

Jugendhäuser kann man sagen, daß in Fragen der Er­
ziehung in absehbarer Zeit kein wesentlicher Unter­
schied mehr zwischen dem Jugendwerkhof und dem 
Jugendhaus bestehen wird. Es könnte daher die Frage 
auftauchen, ob dann überhaupt noch beide Einrichtun­
gen nebeneinander bestehen müssen. Es sind auch 
schon Stimmen laut geworden, die davor warnen, „aus 
den Jugendhäusern Sanatorien zu machen“.

Beide Auffassungen sind falsch und lassen erkennen, 
daß der Sinn der Strafe in unserer demokratischen 
Ordnung nicht klar erkannt worden ist. Auf keinen 
Fall soll durch die Strafe Vergeltung für eine strafbare 
Handlung geübt werden. Das gilt für jeden Rechts­
brecher, ganz besonders aber für den jugendlichen 
Täter. Der Jugendliche, für den die Heimerziehung 
gemäß § 14 JGG angeordnet wird, darf damit nicht 
bestraft werden, sondern er wird aus einer Umgebung, 
die sich schädlich auf seine Entwicklung ausgewirkt 
hat, in die gesunde Umgebung eines Erziehungskollek­
tivs verpflanzt. Heimerziehung ist keine Strafe, son­
dern eine Erziehungsmaßnahme, die nur dann anzu­
ordnen ist, wenn andere Erziehungsmaßnahmen nicht 
ausreichen, um die gesellschaftliche Entwicklung des 
Jugendlichen zu fördern oder zu sichern.

Der jugendliche Täter aber, bei dem Erziehungs­
maßnahmen bisher nicht wirksam waren und auch in 
Zukunft als nicht wirksam erscheinen, muß zu Frei­
heitsentziehung verurteilt werden, damit die Gesell­
schaft vor ihm. geschützt wird. Da niemand als Ver­
brecher geboren wird, besteht auch bei ihm die berech­
tigte Hoffnung auf eine Besserung durch eine richtig 
geleitete Erziehung. Der ganze Unterschied zwischen 
der Heimerziehung im Jugendwerkhof und der Frei­
heitsentziehung im Jugendhaus besteht darin, daß die 
Heimerziehung im verhältnismäßig offenen Jugend­
werkhof, die Freiheitsentziehung dagegen im festen 
Jugendhaus durchgeführt wird.

«
Der vorstehende Bericht soll den Staatsanwälten uftd 

den Richtern helfen, die richtige Entscheidung —
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